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Vorwort


Das Arbeitsrecht ist ein sehr dynamisches, komplexes und manchmal schwer zu durchschauendes Rechtsgebiet. Für alle mit Fragen des Arbeitsrechts befassten Personen ist es daher unverzichtbar, ein fundiertes arbeitsrechtliches Grundwissen zu besitzen. Das vorliegende Buch will dazu einen Beitrag leisten, indem es einen kompakten Überblick über das Arbeits- und Sozialversicherungsrecht mit dem Stand von Rechtsprechung und Gesetzgebung bis Anfang 2018 gibt. Alle wesentlichen Teilgebiete des Arbeitsrechts werden unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts dargestellt. Um den Stoff möglichst anschaulich zu präsentieren, sind zahlreiche Beispiele integriert. Zur erfolgreichen Erarbeitung des Inhalts ist es aber unverzichtbar, die jeweils zitierten Vorschriften auch im Gesetz nachzulesen.


Zielgruppen sind Studenten der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften mit personalwirtschaftlichem Schwerpunkt, Teilnehmer von IHK-Lehrgängen zum „Geprüften Personalfachkaufmann“ und zum „Geprüften Betriebswirt“, sowie Personalverantwortliche in Betrieben.


Nach einer kurzen Darstellung der Grundbegriffe und Rechtsgrundlagen des Arbeitsrechts wird zunächst das Arbeitsvertragsrecht von der Begründung bis zur Beendigung des Arbeitsvertrags dargestellt. Anschließend wird das Arbeitsschutzrecht in Grundzügen behandelt. Der folgende Abschnitt befasst sich mit dem kollektiven Arbeitsrecht, es werden das Betriebsverfassungs-, Mitbestimmungs-, Tarifvertragsrecht sowie das Koalitions- und Arbeitskampfrecht betrachtet. Abschließend wird nach einem Überblick des arbeitsgerichtlichen Verfahrens das Sozialversicherungsrecht in Grundzügen dargestellt.


Für die Übernahme des aufwendigen Korrekturlesens bedanke ich mich bei Evelyn Atzler; durch die sorgfältige Korrektur konnten zahlreiche formale und orthographische Fehler in der Endfassung vermieden werden.


In der vorliegenden Auflage sind vor allem die Änderungen des Mutterschutzgesetzes, die Neufassung des SGB IX sowie die neuere Rechtsprechung des BAG berücksichtigt.


Mai 2018


Lutz Völker
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A. Grundlagen des Arbeitsrechts


I. Rechtsquellen


1. Nationales Recht


Das Arbeitsrecht ist ein besonderes Rechtsgebiet, welches die rechtlichen Beziehungen zwischen einzelnen Arbeitnehmern und Arbeitgebern sowie die rechtlichen Beziehungen zwischen Gruppen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern regelt. Es beinhaltet als Sonderprivatrecht die Gesamtheit aller Normen über Arbeitsverhältnisse.


Historisch gewachsen schützt das Arbeitsrecht insbesondere den Arbeitnehmer als den sozial und wirtschaftlich Schwächeren, es ist also insofern ein Arbeitnehmerschutzrecht. Dies begründet sich daraus, dass bei uneingeschränkter Anwendung der marktwirtschaftlichen Regeln das Machtungleichgewicht zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber kaum zu angemessenen Arbeitsbedingungen führen würde. Den angemessenen Ausgleich der Interessengegensätze zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer – erstere sind an einer Minimierung der Arbeitskosten, letztere an bestmöglicher Verwertung der Arbeitskraft interessiert – soll das Arbeitsrecht auch unter Berücksichtigung des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 I GG) herbeiführen.


Das Arbeitsrecht ist nicht in einer einheitlichen Rechtsquelle, sondern in einer Vielzahl von Rechtsvorschriften geregelt.1 Für das nationale Arbeitsrecht von Bedeutung sind insbesondere:




	das Grundgesetz, z.B.



	Art. 1 GG (Menschenwürde)


	Art. 2 GG (allgemeines Persönlichkeitsrecht)


	Art. 3 GG (Gleichbehandlungsgrundsatz)


	Art. 9 III GG (Koalitionsfreiheit)


	Art. 12 GG (Berufsfreiheit)








	Gesetze und Verordnungen, z.B.



	§ 611 ff. BGB (Dienstvertrag)


	§§ 59 ff. HGB (Handlungsgehilfe)


	§§ 105 ff. GewO (Gewerbliche Arbeitnehmer)


	arbeitsrechtliche Gesetze, z.B. KSchG, ArbZG, EFZG, BUrlG, TzBfG, AGG, MuSchG, JArbSchG, BetrVG, TVG etc.








	
gewohnheitsrechtliche Grundsätze, z.B.



	Betriebliche Übung


	Gesamtzusage


	Arbeitsrechtlicher Gleichbehandlungsgrundsatz








	Kollektivrechtliche Vereinbarungen



	Tarifverträge


	Betriebsvereinbarungen








	Individuelle Vereinbarungen (Arbeitsvertrag)





Das Grundgesetz stellt die Basis der Rechtsordnung dar. Es regelt neben dem Staatorganisationsrecht – hierzu gehört z.B. das für das Arbeitsrecht bedeutsame Sozialstaatsprinzip (Art. 20 I GG) – insbesondere die Grundrechte. Staatliche oder tarifvertragliche2 Rechtsnormen, die gegen Grundrechte verstoßen, sind grundsätzlich nichtig. Die Grundrechte gelten jedoch – abgesehen von Art. 9 III GG – nach h.M. im Arbeitsrecht nicht unmittelbar. Über die Generalklauseln des Zivilrechts, insbesondere die §§ 138, 242 und 315 BGB, haben sie jedoch mittelbare Drittwirkung.3


Gesetze im Bereich des Arbeitsrechts sind überwiegend Bundesgesetze. Lediglich im Bereich des Feiertagsrechts und des Bildungsurlaubs bestehen bedeutsame länderspezifische Besonderheiten.


Zu den Gesetzen im materiellen Sinne sind auch Verordnungen zu zählen, die im Gegensatz zu den Gesetzen im formellen Sinne vom legitimierten Regierungsorgan auf Basis eines Gesetzes erlassen werden (Art. 80 GG). Verordnungen sind im Arbeitsrecht nur in wenigen Fällen von Bedeutung. Dazu zählen z.B. die Wahlordnung zum Betriebsverfassungsgesetz oder die auf Basis des Arbeitsschutzgesetzes erlassenen Verordnungen, wie die Arbeitsstättenverordnung oder die Bildschirmarbeitsplatzverordnung sowie die auf Basis des Mindestlohngesetzes erlassene Mindestlohndokumentationspflichten-Verordnung.


Tarifverträge4, die bei der Regelung von Arbeitsbedingungen eine bedeutsame Rolle spielen, werden zwischen Arbeitgebern oder Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften geschlossen. Sie bestimmen den Inhalt des Arbeitsverhältnisses als zwingendes Recht bei beiderseitiger Tarifbindung (§§ 3 I, 4 I TVG) oder Allgemeinverbindlichkeit (§ 5 TVG). Die Tarifgeltung kann auch einzelvertraglich vereinbart werden. Betriebsvereinbarungen werden zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vereinbart und stellen für den Betrieb unmittelbar zwingendes Recht dar (§ 77 IV BetrVG).


Von betrieblicher Übung spricht man, wenn der Arbeitgeber durch regelmäßige, vorbehaltslose Gewährung freiwilliger Leistungen einen Vertrauenstatbestand bei Arbeitnehmern auf zukünftige Gewährung schafft. Somit können durch betriebliche Übung freiwillig gewährte Leistungen des Arbeitgebers (z.B. Weihnachtsgeld) Vertragsbestandteil werden.5 Betriebliche Übung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Sonderzahlungen in unterschiedlicher Höhe an einen Arbeitnehmer erbracht werden.6


Eine Gesamtzusage ist eine Zusicherung des Arbeitgebers über allgemein zugängliche Kommunikationskanäle an die Gesamtbelegschaft oder Teile der Belegschaft, bestimmte freiwillige Leistungen zu erbringen.7 Sie kann durch den Arbeitnehmer nach § 151 BGB ohne Annahmeerklärung angenommen werden. Die Gesamtzusage kann unter Freiwilligkeits- oder Widerrufsvorbehalt gestellt werden.


Der Arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz sagt aus, dass einzelne Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen ohne sachlichen Grund nicht schlechter gestellt werden dürfen als andere Arbeitnehmer.


2. Europäisches Gemeinschaftsrecht


Das europäische Gemeinschaftsrecht bestimmt das nationale Arbeitsrecht in zunehmenden Maße. Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft sind in der Gesetzgebung zu berücksichtigen und müssen bei der Gesetzesauslegung beachtet werden, wenn ein Gesetz auf einem europarechtlichen Hintergrund basiert. Die Rechtsprechung des EuGH hat eine enorme Bedeutung erlangt, die bis zur – allerdings umstrittenen8 – Normverwerfung nationalen Rechts in der Rechtssache Mangold9 geht.


Im Gemeinschaftsrecht ist zwischen Primärrecht und Sekundärrecht zu unterscheiden.


Primäres Gemeinschaftsrecht sind vor allem die Gründungsverträge der EG (Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – AEU, vor dem Vertrag von Lissabon: Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft – EG) und der EA (Europäische Atomgemeinschaft) sowie der EU-Vertrag. Grundsätzlich begründet das primäre Gemeinschaftsrecht nur Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten und der Organe der EU. Einzelne Bestimmungen sind jedoch auch unmittelbar zugunsten der einzelnen Unionsbürger anwendbar. Im Arbeitsrecht von Bedeutung sind insbesondere der Art. 45 AEU, welcher die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der EU gewährleistet und der Art. 157 AEU, der den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen regelt.


Sekundäres Gemeinschaftsrecht ist solches Gemeinschaftsrecht, das aufgrund einer Ermächtigung im primären Gemeinschaftsrecht von Organen der EU (Rat oder Kommission) erlassen wird. Der AEU unterscheidet verschiedene Arten sekundärer Rechtsnormen, insbesondere:




	Verordnungen (Art. 288 II AEU)


	Richtlinien (Art. 288 III AEU).







	Verordnungen

Verordnungen sind unmittelbar geltende Rechtsnormen, die von den jeweils zuständigen Organen der Gemeinschaft erlassen werden.


Verordnungen begründen unmittelbar - d.h. ohne weiteren mitgliedstaatlichen Umsetzungsakt - Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten und ihrer Staatsbürger. Sie sind daher von den Behörden und Gerichten der Mitgliedstaaten ohne weiteres zu berücksichtigen und anzuwenden.


Mitgliedstaatliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften sind nur insoweit zulässig, als sie in der Verordnung selbst vorgesehen oder sonst zu ihrer wirksamen Durchführung erforderlich sind.





	Richtlinien

Richtlinien sind Rechtsnormen, die für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet sind, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich sind. Den Mitgliedstaaten wird jedoch für die Art der Umsetzung grundsätzlich ein Gestaltungsspielraum eingeräumt. Richtlinien sind also grundsätzlich nur für die Mitgliedstaaten, nicht für deren Bürger verbindlich (sofern sie nicht ausnahmsweise unmittelbar anwendbare Bestimmungen enthalten).


Richtlinien sind von den Mitgliedstaaten fristgerecht und vollständig umzusetzen. Im Verhältnis zwischen Staat und Bürger kann eine nicht oder unzureichend umgesetzte Richtlinie unmittelbare – vertikale – Wirkung entfalten, wenn sie inhaltlich unbedingt und hinreichend bestimmt ist. Zu Lasten des Bürgers gilt die unmittelbare Wirkung von Richtlinien hingegen nicht. Richtlinien begründen daher keine unmittelbare – horizontale – Wirkung zwischen Privaten. Die nationalen Gerichte haben aber eine richtlinienkonforme Anwendung des nationalen Rechts im Wege der Auslegung zu sichern.








3. Verhältnis der Rechtsquellen


Bei der Anwendung der Rechtsquellen des Arbeitsrechts sind verschiedene Prinzipien zu beachten, die das Verhältnis der Rechtsquellen untereinander bestimmen:




	Rangprinzip

Nach dem Rangprinzip hat das EU-Recht Vorrang vor dem nationalen Recht, (zwingende) gesetzliche und gewohnheitsrechtliche Regelungen Vorrang vor Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen und diese Vorrang vor arbeitsvertraglichen Einzelvereinbarungen (vgl. auch § 105 GewO).





	Günstigkeitsprinzip

Das Günstigkeitsprinzip sagt aus, dass vom Rangprinzip zugunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden darf. Eine Ausnahme gilt jedoch für das Verhältnis Tarifvertrag – Betriebsvereinbarung. Nach § 77 III BetrVG können Arbeitsentgelte und Arbeitsbedingungen, die üblicherweise Gegenstand eines Tarifvertrags sind, nicht per Betriebsvereinbarung geregelt werden. Insofern wäre auch eine gegenüber dem Tarifvertrag günstigere, gegen § 77 III BetrVG verstoßende Betriebsvereinbarung nichtig.10





	Spezialitäts- und Ordnungsprinzip

Bestehen zwei Regelungen auf der gleichen Rangstufe, so geht die speziellere Regelung der allgemeinen bzw. die neuere der älteren Regelung vor.








Beispiel: Im Arbeitsvertrag des Anton, der in der 5-Tage-Woche arbeitet, sind 28 Arbeitstage Urlaub vereinbart, der allgemeinverbindliche Tarifvertrag sieht 26 Arbeitstage vor, in der Betriebsvereinbarung sind 30 Arbeitstage vorgesehen. Welchen Urlaubsanspruch hat Anton?


Nach dem Rangprinzip kommen als relevante Rechtsquellen in Betracht:





	•§ 3 BUrlG:

	24 Werktage = 20 Arbeitstage





	• Tarifvertrag:

	26 Arbeitstage





	• Betriebsvereinbarung:

	30 Arbeitstage





	• Arbeitsvertrag:

	28 Arbeitstage







Da § 3 BUrlG nur den Mindesturlaubsanspruch regelt, darf zugunsten des Arbeitnehmers davon abgewichen werden. Die nach dem Günstigkeitsprinzip an sich zugrundezulegenden 30 Arbeitstage sind aufgrund der Nichtigkeit der Betriebsvereinbarung wegen des Verstoßes gegen § 77 III BetrVG nicht maßgeblich. Gegenüber dem Tarifvertrag ist die günstigere arbeitsvertragliche Regelung vorrangig (§ 4 III TVG). Anton hat somit Anspruch auf 28 Arbeitstage Urlaub.





1 Nach Art. 30 Einigungsvertrag ist es an sich Aufgabe des Gesetzgebers, ein einheitliches Arbeitsvertragsrecht zu schaffen. Bisher hat sich hierzu jedoch – abgesehen von Vorschlägen aus der Wissenschaft, z.B. Preis/Henssler, NZA 2007, Beilage zu Heft 21 – wenig getan.


2 BAG, Urteil vom 31. Juli 2002 – 7 AZR 140/01.


3 Grundlegend zur Drittwirkung der Grundrechte BVerfG, Urteil vom 15. Januar 1958 – 1 BvR 400/51.


4 Zu den Einzelheiten vgl. Kapitel D.III.


5 Vgl. z.B. BAG, Urteil vom 21. November 1991 – 6 AZR 544/89 und BAG, Urteil vom 01. April 2009 – 10 AZR 393/08.


6 BAG, Urteil vom 13. Mai 2015 – 10 AZR 266/14.


7 Zur Abgrenzung Gesamtzusage – betriebliche Übung vgl. BAG, Urteil vom 17. November 2009 – 9 AZR 765/08.


8 Vgl. z.B. Bauer/Arnold, NJW 2006, 6.


9 EuGH, Urteil vom 22. November 2005 – C-144/04.


10 BAG, Urteil vom 30. Mai 2006 – 1 AZR 111/05.




II. Arbeitsrechtsgebiete


Das Arbeitsrecht lässt sich in verschiedene Teilgebiete gliedern:


[image: ]


Das individuelle Arbeitsrecht regelt die Rechtsbeziehungen zwischen einzelnen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, das kollektive Arbeitsrecht die zwischen Gruppen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern.


Zum individuellen Arbeitsrecht gehören das Arbeitsvertragsrecht, welches Zustandekommen, Inhalt und Beendigung des Arbeitsverhältnisses regelt, und das Arbeitsschutzrecht. Im Arbeitsschutzrecht finden sich Bestimmungen zur Begrenzung der Arbeitszeit, zum Schutz einzelner Personengruppen sowie zum Schutz vor Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. Auch den Datenschutz kann man im Bereich des Arbeitsschutzrechts verorten.


Im kollektiven Arbeitsrecht sind insbesondere das weitgehend auf der Rechtsprechung basierende Koalitions- und Arbeitskampfrecht, das Tarifvertragsrecht und die Arbeitnehmermitbestimmung auf betrieblicher und unternehmerischer Ebene einzuordnen.




III. Arbeitnehmerbegriff


Arbeitsrechtliche Regelungen sind an den Begriff des Arbeitnehmers gebunden. Arbeitnehmer ist nach der Definition des Arbeitsvertrags in § 611a I S. 1 BGB, wer im Dienste eines anderen zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet ist. Damit wird die ständige Rechtsprechung des BAG11 gesetzlich geregelt.


Voraussetzungen für den Arbeitnehmerstatus sind somit:




	ein privatrechtlicher Vertrag (d.h. Beamte, Richter, Soldaten, aber auch „Ein-Euro-Jobber“12 sind keine Arbeitnehmer, da ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis vorliegt)


	eine entgeltliche Dienstleistung für einen anderen (Abgrenzung zum Auftrag § 662 BGB, Werkvertrag § 631 BGB, Gesellschaft § 705 BGB, § 105 HGB usw.)


	die Unselbständigkeit der Tätigkeit, d.h. Weisungsgebundenheit bezüglich Inhalt, Durchführung, Zeit und Ort der Tätigkeit § 611a I S. 2, 3 BGB (Demgegenüber Selbständigkeit: § 84 I S. 2 HGB)
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8. Auflage
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